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Ihr Idol – SP-Nationalrat Fabian Molina – 
wollte sogar eine spezielle Kennzeichnung 
von Produkten aus Israel. Die jungen So-
zialisten unterstützen offiziell eine anti-
semitische Bewegung, die den generellen 
Boykott israelischer Güter und Dienst
leistungen fordert. 

Gewalttätig, antisemitisch, freiheitsfeind-
lich, antidemokratisch: Die grosse Gefahr 
für die Schweiz kommt von Links. 

WORT DES PARTEIPRÄSIDENTEN Jetzt Mitglied werden 
unter svp.ch/mitglied

In London gehen über 100’000 Men-
schen auf die Strasse und protestieren 
gegen die katastrophale Migrationspolitik 
der Regierung. Die Bürger wehren sich. 

Bei uns können sich die Schweizerinnen 
und Schweizer mit Volksinitiativen und 
Referenden wehren. Deshalb haben wir 
die Grenzschutzinitiative gegen den Asyl-
missbrauch eingereicht und die Nach-
haltigkeitsinitiative «Keine 10-Millionen 
Schweiz». Das Volk ist bei uns der Chef. 
Das ist in keinem anderen Land der Welt 
so. 

Nun wollen uns die EU-Turbos diese de-
mokratischen Rechte nehmen: Mit dem 
geplanten EU-Unterwerfungsvertrag. Die 
Schweiz müsste künftig automatisch EU-
Recht übernehmen und sich dem Europäi-

Marcel Dettling
Nationalrat und Präsident der SVP Schweiz 

Sie schrecken vor nichts 
zurück
Gewalttätig, antisemitisch, freiheitsfeindlich, antidemokratisch: Die grosse Gefahr für die Schweiz kommt 
von Links.

schen Gerichtshof unterstellen. Mit dem 
EU-Unterwerfungsvertrag wird unsere 
direkte Demokratie abgeschafft. 

Gewalt gegen SVP-Volksvertreter
Bei den Migranten-Krawallen in Lausanne 
wird ein SVP-Vertreter von Linksextre-
misten und Dunkelhäutigen verprügelt. In 
Zofingen wird ein SVP-Grossrat von einer 
Gruppe spitalreif geschlagen. Sie hatten 
gemäss Täterbeschreibung Migrationshin-
tergrund. In Amerika wird ein konserva-
tiver Podcaster und Familienvater brutal 
ermordet. Die vermeintlich Toleranten 
setzen auf massive Gewalt. Sie schrecken 
vor nichts zurück.

Die Linken missbrauchen Universitäten, 
um den Hass gegen Israel zu verbreiten. 



3LINKE SCHÜTZEN TÄTER

Am 4. Juli 2025 wurde ich Opfer ei-
nes körperlichen Übergriffs. Nach dem 
Zapfenstreich des Kinderfestes in Zo-
fingen befand ich mich auf dem Rück-
weg zu meinem PW, wollte einen Streit 
zwischen drei jungen Männern schlich-
ten und wurde selbst zum Opfer. 

Die drei jungen Täter haben mit star-
kem ausländischem Akzent gesprochen. 
Meine Partei, die SVP Aargau, hat in 
der Folge eine Medienmitteilung veröf-
fentlicht und geschrieben, dass die noch 
unbekannte Täterschaft einen Migra-
tionshintergrund habe. Die SP des Kan-
tons Aargau kritisierte dies in der Folge 
in einer Medienmitteilung als Hetze 
und Vorverurteilung. Die Kantonspoli-
zei ihrerseits sucht bis heute nach drei 
Männern, die «Deutsch mit ausländi-
schem Akzent» gesprochen haben. 

Von René Schindler,
SVP-Einwohnerrat  
der Stadt Zofingen und  
SVP-Grossrat Kanton Aargau

Wie soll die Polizei noch fahnden?
Wir haben es weit gebracht in unserem 
Land: Man kann abends nicht mehr si-
cher durch Bahnhöfe und über Plätze 
gehen und man darf auch nicht mehr sa-
gen, was Sache ist. Warum soll es Hetze 
sein, wenn man sagt, dass ein Mensch 
einen Migrationshintergrund hat? Und 
warum darf man aufgrund eines auf-
fälligen ausländischen Akzents nicht 
auf einen Migrationshintergrund 
schliessen? Darf man 

auch nicht sagen, dass ein Mensch mit 
breitem Berndeutsch mutmasslich aus 
dem Kanton Bern kommt? 

Ich frage mich, wie die Polizei künf-
tig nach unbekannten Tätern fahnden 
soll, wenn man nicht mehr sagen darf, 
ob diese ein asiatisches, afrikanisches 
oder europäisches Aussehen, blonde, 
schwarze oder gar keine Haare mehr 

haben. Wie sucht man denn 
politisch korrekt nach 

unbekannten Tä-
tern?

Was darf man 
eigentlich noch 
sagen und was 

nicht?

Politisch  
motivierte Gewalt gegen  

den SVP-Grossrat Réne Schindler

Ich wurde von drei jungen Männern spitalreif verprügelt. Meine Partei machte öffentlich, dass die Täter  
mit ausländischem Akzent sprachen. Die SP Aargau hat uns daraufhin «Hetze» und «Vorverurteilung»  
vorgeworfen. Wir haben es weit gebracht in der Schweiz.



4 ES REICHT MIT DER IMPORTIERTEN KRIMINALITÄT! Jetzt Mitglied werden 
unter svp.ch/mitglied

Durch die Zuwanderung gerade aus muslimischen Ländern importieren wir Kriminalität. Bei den Gewalt
delikten sind beispielsweise Syrer und Afghanen gemäss Kriminalstatistik stark überrepräsentiert. 

« Fast täglich kommt es zu 

Einbrüchen und Diebstählen – 

die Täter sind in der Regel 

nordafrikanische Asylanten.  »
Vor wenigen Wochen ist eine jun-

ge Frau im Zürcher Tram bewusstlos 
geschlagen worden. Der Täter ist ein 
28-jähriger Syrer. Die Polizei war mit 
linken Krawall-Demonstrationen bei der 
Kaserne beschäftigt und hatte keine Ka-
pazität, um auszurücken. Später konnte 
der Täter immerhin gefasst werden. Nach 
einer Amokdrohung und Morddrohun-
gen an einer Luzerner Schule sind kürz-
lich ein Afghane und ein Syrer verhaftet 
worden. Fast täglich kommt es zu Ein-
brüchen und Diebstählen – die Täter sind 
in der Regel nordafrikanische Asylanten. 
Auch der Forensiker Frank Urbaniok 
belegt, dass diese Nationalitäten bei Ge-

Von Nina Fehr Düsel,  
Nationalrätin,  
Küsnacht (ZH)

waltdelikten und 
anderen Delikten 
herausstechen.

Die Doppelmo-
ral der Linken
Auch bei häusli-
cher Gewalt und 
bei Mord an Frauen spielen die kulturel-
len Hintergründe eine Rolle. Insbesonde-
re muslimische Zuwanderer importieren 
häufig die patriarchalen Strukturen ihrer 
Herkunftsländer. Die Frau hat in diesen 
Ländern auch heute noch viel weniger 
wert. Ehrenmorde sind leider nicht selten. 
Die linken Feministinnen zeigen hier eine 
Doppelmoral. Sie stehen für Frauenrechte 
ein, aber haben nichts gegen die Zuwande-
rung aus muslimischen Ländern.

Das Beispiel Pruntrut sollte Schule 
machen
Couragiert sind dagegen die Behörden 
der jurassischen Gemeinde Pruntrut vor-

gegangen. Nach 
Pöbeleien und 
Belästigungen na-
mentlich durch 
Nordafrikaner aus 
dem nahen Frank-
reich haben sie 
Ausländern ohne 

Aufenthaltsbewilligung den Zugang zur 
Badi verwehrt. Die Badi zieht heute eine 
positive Bilanz.

Nicht-integrierte Zuwanderer sind ins-
besondere für die Gewalt gegen Frauen 
hauptverantwortlich. Die Linken sollten 
dies endlich anerkennen. 

Kriminelle Ausländer und Asylanten 
sind ohne Wenn und Aber auszuschaf-
fen. Oder gar nicht erst in unser Land  
zu lassen, wie dies die kürzlich einge-
reichte Volksinitiative «Asylmissbrauch 
stoppen! (Grenzschutz-Initiative)» der 
SVP fordert.

Nicht-integrierte Zuwanderer  
sind verantwortlich für die  

Gewalt gegen Frauen 



5NUR DIE SVP TUT ETWAS GEGEN DEN ZEHNTAUSENDFACHEN ASYL-MISSBRAUCH 

Seit dem Jahr 2000 wurden in der 
Schweiz mehr als eine halbe Million Asyl-
gesuche gestellt. Die Mehrheit der Asyl-
Migranten kommt mit Hilfe von krimi-
nellen Schlepperbanden. Sie durchqueren 
unzählige sichere Drittstaaten, um aus-
gerechnet in der Schweiz ein Asylge-
such zu stellen. Kosten und Kriminalität  
explodieren. 2021 gab der Bund für den 
Asylbereich 1,5 Milliarden Franken  
aus. Inzwischen sind es bereits 3,8 Mil-
liarden.

Mit der Grenzschutzinitiative  
das Asylchaos stoppen!
Die illegale Migration in die Schweiz ist ungebremst hoch. 2024 kamen erneut knapp 30’000 sogenannte 
«Asylsuchende» in unser Land. Dabei handelt es sich vor allem um junge muslimische Männer ohne  
Kenntnisse einer Landessprache und mit nur rudimentärer Schulbildung. 

Von Thomas Aeschi, 
Nationalrat und  
SVP-Fraktionspräsident, 
Baar (ZG)

Die Schweiz hat die Kontrolle über ihre 
Landesgrenzen praktisch aufgegeben – 
für den Grossteil der Entwicklungsländer 
besteht über die Asylschiene faktisch ein 
Einwanderungsrecht. Diese Leute landen 
mehrheitlich im Sozialstaat – und die 
arbeitende Bevölkerung muss zahlen für: 
Wohnungsmieten, Krankenkassenprä-
mien, Sozialhilfe, Lebensunterhalt, Integ-
ration, Schulen usw. 

Am 24. September 2025 hat die SVP 
Schweiz darum die Volksinitiative «Asyl-
missbrauch stoppen! (Grenzschutz-Ini-
tiative)» eingereicht. 

 
Die wichtigsten Punkte:
☛	 Kein Asyl für illegale Migranten, die 

mit Schlepperbanden über sichere 
Drittstaaten wie beispielsweise Ita-
lien oder Österreich zu uns kommen.

☛	 Höchstzahl von maximal 5’000  
echten Flüchtlingen pro Jahr.

☛	 Personen mit abgelehntem Asyl
gesuch erhalten kein Bleiberecht 
mehr in der Schweiz.

☛	 Kontrollen an den Schweizer Lan-
desgrenzen, um die illegale Mi
gration zu stoppen.

Allein in dieser Legislatur hat die SVP 
fünf ausserordentliche Debatten durch-
gesetzt und über 250 Vorstösse gegen das 
Asyl-Chaos eingereicht. Doch die ande-
ren Parteien und SP-Bundesrat Jans blo-
ckieren unsere Lösungsvorschläge. Es ist 
höchste Zeit:

Jetzt muss die  
Schweizer Bevölkerung  

ein Machtwort sprechen!

5 ausserordentliche Sessionen der SVP: Die anderen Parteien und 
SP-Bundesrat Jans unternehmen nichts gegen das Asyl-Chaos!

Liste mit dem wichtigsten Vorstoss pro Session:
Datum a.o. Session	 Forderung	 Entscheid der Räte
Wintersession 2023	  
	 NR: 19. Dez. 2023	 Korrektur der Praxisänderung in Bezug auf	 Ablehnung NR am 27. Mai 2024 
	 SR: 20. Dez. 2023	 Asylgesuche von Afghaninnen (23.4241 / 23.4247)	 Ablehnung SR am 25. Sept. 2024

Frühjahrssession 2024
	 NR: 14. März 2024	 Schutz der Schweizer Landesgrenzen	 Ablehnung NR am 14. März 2024 
	 SR: 13. März 2024	 (23.4472 / 23.4448)	 Ablehnung SR am 13. März 2025

Herbstsession 2024
	 NR: 24. Sept. 2024	 Asylsuchende, die ein sicheres Land durchqueren, 	 Ablehnung NR am 24. Sept. 2024 
	 SR: 25. Sept. 2024	 sind keine Flüchtlinge (24.3056 / 24.3515)	 Ablehnung SR am 13. März 2025

Frühjahrssession 2025
	 NR: 10. März 2025	 Von Dänemark und Schweden lernen: Familiennachzug	 Ablehnung NR am 10. März 2025 
	 SR: 13. März 2025	 auf die Interessen der Schweiz ausrichten (24.4320 / 24.4444)	 Ablehnung SR am 13. März 2025

Herbstsession 2025
	 NR: 24. Sept. 2025	 Von Schweden und Dänemark lernen: Asyl	 Ablehnung SR am 23. Sept. 2025
	 SR: 23. Sept. 2025	 nicht mehr unbefristet gewähren. Zurück zum 	 Ablehnung NR am 24. Sept. 2025 
		  Kerngehalt des Asylrechts (24.4588 / 25.3743)	



6 GRENZKONTROLLEN BRINGEN MEHR SICHERHEIT UND STOPPEN DAS ASYL-CHAOS

11 EU-Staaten kontrollieren ihre 
Grenzen – nur die Schweiz nicht!
Vor zwanzig Jahren hat das Schweizervolk über Schengen/Dublin abgestimmt. Was versprach der Bundes-
rat? Weniger Asylgesuche und mehr Sicherheit. Und was ist eingetreten? Mehr Asylgesuche und weniger 
Sicherheit!

Die Schengen-Aussengrenzen sind 
löchrig wie ein Emmentaler. Die Erstauf
nahmeländer (zum Beispiel Griechenland 
oder Italien) schauen weg. Die Überstel-
lungsverfahren sind viel zu kompliziert 
und die Kosten weit höher als versprochen.

Beim Beitritt zu Schengen/Dublin im Jahr 
2008 lagen die jährlichen Asylgesuche bei 
10’000 – heute sind es 30’000! Seit dem 
Beitritt strömten 380’000 Asylmigranten 
in unser Land – alle über sichere Erstlän-
der. Doch zurückgeschickt wurden nur 
40’000.

Von Pascal Schmid,
Nationalrat,
Weinfelden (TG)

In den letzten fünf Jahren ist die Krimi-
nalität in der Schweiz um 30 % gestiegen. 
Jeder vierte Täter ist Asylmigrant, Kri-
minaltourist oder illegal im Land. Wir 
importieren Probleme, Gewalt und Kri-
minalität aus der ganzen Welt. Schengen 
ist kein Sicherheitsraum, Schengen ist ein 
Unsicherheitsraum. 

Die Linken holen die ganze Welt  
in unseren Sozialstaat
Bundesrat Jans wollte die Schweiz frei-
willig dem EU-Solidaritätsmechanismus 
anschliessen. Das bedeutet: Noch mehr 
Asylmigranten und noch mehr Geld ins 
Ausland. SP und Grüne wollten gar einen 
neuen Schutzstatus schaffen. Ihr Ziel: Die 
ganze Welt ist in unserem (Sozial-)Staat 
willkommen! Die SVP stand weitgehend 
alleine auf weiter Flur. Immerhin ist es 
uns gelungen, das Schlimmste zu ver
hindern.

Heute kontrollieren elf EU-Staaten ihre 
Grenzen. Nur der Bundesrat will davon 
nichts wissen. Obwohl bereits der gesun-
de Menschenverstand sagt, dass Grenz
kontrollen nützen. Deutschland beweist 
es: Die Asylgesuche gingen um 40 % 
zurück, in Polen sogar um 97 %. Nur in 
der Schweiz geht der Trend in die andere 
Richtung.

Nur die SVP schützt die Bevölkerung 
vor der selbstzerstörerischen Willkom-
mens-Asylpolitik von Mitte-Links. Wir 
wollen weniger Asylgesuche, weniger 
Kriminalität und weniger Illegale im 
Land! 

Nur mit der Grenzschutz- 
Initiative wird es gelingen, 

das riesige Asylchaos  
endlich aufzuräumen!
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Noch mehr  
Zuwanderung 
durch EU- 
Anbindung 

EU-UNTERWERFUNGSVERTRAG BRINGT NOCH MEHR ZUWANDERUNG

Der Ausländeranteil an der Schwei-
zer Bevölkerung hat Ende 2024 mit 27,4 
Prozent einen neuen Höchststand er-
reicht. Allein seit 1990 hat sich die Zahl 
der ständig anwesenden Ausländer in 
der Schweiz von 1’127’000 auf 2’480’000 
mehr als verdoppelt. Dabei wurden seit-
her über 865’000 Ausländer eingebür-
gert. Im ersten Halbjahr 2025 kamen 
über 76’000 Personen in die Schweiz, 
davon über 56’000 aus dem EU-Raum.

«Sehr klein» seien beim neuen Vertrag mit Brüssel die Folgen für die Zuwanderung. Das behauptet  
Chefdiplomat Alexandre Fasel. Wahr ist leider das Gegenteil.

Von Thomas Matter, 
Unternehmer und 
Nationalrat, Meilen (ZH)

Mit dem EU-Anbindungsvertrag wür-
den ganz sicher noch mehr Zuwanderer 
in unser Land strömen. Denn der Fami-
liennachzug soll durch die Übernahme 
der so genannten «Unionsbürgerricht-
linie» nochmals ausgeweitet werden: 
Von den Kindern über die Enkel bis 
zu den Schwieger-Grosseltern dürfen 
alle kommen. Neu erhält jeder EU-Bür-
ger und seine Familie schon nach fünf 
Jahren «Erwerbstätigkeit» ein Dauer-
aufenthaltsrecht in der Schweiz. Auch 
wenn er davon eineinhalb Jahre Ar-
beitslosengeld und/oder ein halbes Jahr 
Sozialhilfe bezieht. 

Wovon so gut wie niemand spricht: 
Zuwandern via Personenfreizügigkeit 
dürfen künftig auch alle Bewohner der 

neun EU-Beitrittskandidaten, sobald 
diese definitiv aufgenommen sind – 
also Albanien, Bosnien-Herzegowina, 
Georgien, Moldawien, Montenegro, 
Nordmazedonien, Serbien, Kosovo und 
die Ukraine. Auf der Warteliste stehen 
die Türkei und Armenien.

Wir wollen keine 10-Millionen-
Schweiz! Darum müssen wir den EU-
Unterwerfungsvertrag unbedingt bo-
digen. Wir können aber schon vorher 
reinen Tisch machen – mit einem Ja zur 
Nachhaltigkeitsinitiative der SVP ge-
gen eine 10-Millionen-Schweiz im Juni 
2026. Dann wäre der Unterwerfungs-
vertrag wohl so gut wie gestorben. Und 
das wäre für einmal eine freudige Be-
erdigung!

Jetzt Mitglied werden 
unter svp.ch/mitglied

Jetzt mitmachen  
und unterstützen:



New Kia Sportage
Jetzt Probe fahren bei Ihrem Kia Partner.

Mehr erfahren.



9 LÖSUNGEN DER SVP GEGEN EXPLODIERENDE KRANKENKASSENPRÄMIEN

Zuwanderer sollen nicht länger 
von unserem System profitieren

Mittlerweile belaufen sich die Gesund-
heitskosten auf jährlich über 90 Milliar-
den Franken – im Jahr 2000 waren es 
noch 40 Milliarden Franken. Mit den Kos-
ten explodierenden die Krankenkassen-
prämien. Dies sind die drei wesentlichen 
Kostentreiber:

1.	 Das Bevölkerungswachstum durch 
die ungebremste Zuwanderung. Zu-
wanderer und Asylanten haben sofort 
vollen Anspruch auf alle Leistungen.

2.	 Die staatliche Überregulierung ver-
hindert Effizienz, Wettbewerb und 
Innovation.

3.	 Die Ausweitung der Leistungen – 
zum einen durch den medizinischen 
Fortschritt und zum andern aufgrund 
einer fortschreitenden Vollkasko-
Mentalität der Versicherten.

Die Gesundheitskosten explodieren: Seit dem Jahr 2000 haben sie sich mehr als verdoppelt. Zu den  
wichtigsten Kostentreibern gehört die masslose Zuwanderung. Um die Gesundheitskosten endlich in den 
Griff zu bekommen, sind Reformen dringend nötig. 

Von Thomas de Courten, 
Nationalrat,  
Rünenberg (BL)

Zuwanderer erhalten ab dem ersten Tag 
in der Schweiz die volle 5-Sterne-Versor-
gung – ohne je einen Prämienfranken be-
zahlt zu haben. Wegen der Zuwanderung 
braucht es mehr Spitalbetten, mehr Ärzte, 
mehr Pflegepersonal. Noch ärger ist es im 
Asylbereich. Die Versorgung der Asylan-
ten berappt der Steuerzahler voll, wobei 
deren Gesundheitskosten deutlich höher 
sind als in der übrigen Bevölkerung.

Die SVP schlägt eine Reihe von Massnah-
men vor. Eine höhere Mindestfranchise 
für Zuwanderer. Eingeschränkte Leistun-
gen im Asylbereich. Eine Bagatellgebühr 
für ungerechtfertigte Notfälle. Mehr Ei-
genverantwortung, weniger Missbrauch. 
Mehr Effizienz und Transparenz statt 
Bürokratie, die unser Personal erdrückt. 

Spitzenmedizin müssen die Kantone ko-
ordinieren, nicht der Bund. Die Verwal-
tungskosten müssen sinken.

Diese Massnahmen würden Einsparun-
gen in Milliardenhöhe ermöglichen. Das 
würde sich direkt in tieferen Prämien 
niederschlagen und die Kaufkraft vieler 
Menschen in unserem Land erhöhen. Am 
effektivsten aber wäre, wenn wir die Zu-
wanderung wieder eigenständig steuern 
würden – deshalb JA zur Volksinitiative 
«Keine 10-Millionen-Schweiz! (Nachhal-
tigkeits-Initiative)».  

Mehr Zuwanderung –
höhere Gesundheitskosten!
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mit Magdalena Martullo-Blocher
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www.zukunft-ch.ch
Samstag, 25.10.2025
Winterthur, Parkarena

Zukunft     Werte
Kongress

Mit Roger Köppel, 
Peter Hahne u.v.m.

Jetzt anmelden:

NEIN 
Worum geht es?
Der Bundesrat will, dass sich die Schweiz  
der EU institutionell unterordnet.  
Das heisst: 

Die Schweiz muss automatisch EU-Recht  
übernehmen und anwenden

Die Schweiz muss auch das künftige  
U-Recht und die ganze EU-Bürokratie übernehmen

Bei Streitigkeiten hat der EU-Gerichtshof das  
letzte Wort

Wenn die Schweiz EU-Recht ablehnt – auch bei einer  
Volksabstimmung! – darf die EU uns abstrafen

Unsere direkte Demokratie wird schrittweise abgeschafft

Die Schweiz verpflichtet sich, Milliarden Franken  
an die EU zu bezahlen

zum EU-Unter- 
werfungsvertrag

Für eine Schweiz ohne EU-Anbindung –  
hier mitmachen: 

unterwerfungsvertrag.ch



11DER EU-UNTERWERFUNGSVERTRAG IST EIN RAUBZUG AUF DAS PORTEMONNAIE DER SCHWEIZER STEUERZAHLER

Die Kostenlawine für die Schweiz 
wäre enorm: Gegen drei Milliarden 
Franken für EU-Programme wie Hori-

Die EU sucht händeringend nach neuen Nettozahlern. Mit dem Unterwerfungsvertrag müsste die 
Schweiz Milliarden zahlen – ohne Einfluss auf die Höhe und die Verwendung der Gelder. 

Der Unterwerfungsvertrag kostet uns Milliarden 
ohne Mitsprache – die EU will an unser Geld!

Von Lars Guggisberg,  
Nationalrat,  
Kirchlindach (BE)

zon oder Erasmus+ in den nächsten Jahren. 
Zusätzlich hunderte Millionen für EU-In-
formationssysteme und Zusatzkosten in 
den Bereichen Landwirtschaft, Gesundheit 
und Strom. Dazu indirekte Milliardenlas-
ten: durch die Zuwanderung in den Schwei-
zer Sozialstaat, für neue Beamtenstellen 
und wegen der ganzen EU-Bürokratie, die 
wir übernehmen müssen.

Darüber hinaus verpflichtet sich die 
Schweiz per Vertrag zu Milliardenzah-
lungen an die EU: total 2,45 Milliarden 
bis 2036. Besonders stossend ist dabei: 
Die wahren Kosten werden verschleiert! 
Viele Beträge werden gar nicht ausgewie-
sen. Und wir richten einen permanenten 
Zahlungsmechanismus ein, den die EU 
nach Belieben erhöhen kann. Ein Blanko-
scheck für Brüssel!

Wir haben eine dreimal tiefere 
Staatsverschuldung

Ein Blick auf die wichtigsten 
Kennzahlen zeigt, dass wir mit 
einer institutionellen Anbin-

dung an die EU all unsere 
Vorteile, die wir aktuell 

gegenüber dem EU-Verwal-
tungsmoloch haben, über Bord 

werfen würden. Beispielsweise ha-
ben wir in der Schweiz heute ein 
dreimal höheres Einkommen pro 
Kopf, eine dreimal tiefere Arbeits-
losigkeit und eine dreimal tiefere 
Staatsverschuldung. Mit der auto-
matischen Übernahme von EU-
Recht droht die Angleichung nach 
unten – mit weniger Wohlstand für 
die Schweiz.

Fazit: Dieser Vertrag macht die 
Schweiz zum dauerhaften Netto-
zahler der EU – ohne Mitbestim-
mung, ohne Garantien und mit 
unkalkulierbaren Risiken. Unsere 
Steuergelder gehören ins eigene 

Land, nicht nach Brüssel. Die-
sen Unterwerfungsvertrag zu 

unterschreiben, wäre ein his-
torischer Fehler, den wir un-
bedingt verhindern müssen!



12 DER EU-UNTERWERFUNGSVERTRAG SCHADET UNSERER FREIHEIT UND GESUNDHEIT!

Wussten Sie, dass mit dem Abschluss 
des neuen EU-Gesundheitsabkommens 
nicht mehr vom Volk gewählte Vertreter 
über unsere Gesundheit und Meinungs-
freiheit entscheiden, sondern EU-Ge-
sundheits-Technokraten in weit entfern-
ten und geschützten Verwaltungspalästen 
in Brüssel? Dabei geht es keineswegs um 
Kleinigkeiten. Es geht um tief eingreifen-
de Massnahmen wie Impf-, Zertifikats-, 
Isolations- und Maskenpflichten.

Der EU-Unterwerfungsvertrag hat brutale Konsequenzen. Das Schweizer Volk darf nur noch zahlen und  
hat nichts mehr zu melden. Das ist im Hinblick auf unsere Freiheitsrechte problematisch: Mit dem Unter
werfungsvertrag kann die EU Medienzensur, Ausgangssperren und Impfzwang in der Schweiz durchsetzen. 

ACHTUNG: Die EU will in Ihre 
Gesundheit durchregieren! 

Von Rémy Wyssmann, 
Nationalrat,  
Kriegstetten (SO)

Aber nicht nur das: Wir sollen EU-
Agenturen und Datensammler in un-
ser Land lassen und diese sollen erst 
noch alle erdenklichen Privilegien ge-
niessen: Steuerbefreiung, Immunität 
vor Strafverfolgung, Befreiung von 
Einwanderungsbeschränkungen und 
vieles mehr. Die neue WHO-/ EU-Feu-
dalklasse auf der einen Seite, das hart 
arbeitende Schweizer Volk auf der ande-
ren Seite, das nur noch zahlen darf, aber 
nichts mehr zu sagen hat.

Mit dem EU-Vertragspaket dürfen wir 
im sensiblen Gesundheitsbereich auch 
nichts mehr wissen. So steht im Ver-
tragstext im besten Brüsseler Bürokra-
tendeutsch vielsagend, dass als geheime 
«Verschlusssachen» eingestufte Doku-

mente dem Schweizer Volk nicht mehr 
zugänglich gemacht werden dürfen.

Folge: Sowohl die Schweiz als auch die 
EU können geheime Impfstoff-Liefer-
verträge abschliessen. Die Befugnis des 
eidgenössischen Öffentlichkeitsbeauf-
tragten würde so ausgehebelt und aus-
ländische Pharmakonzerne könnten 
ihre Impfdosen auf Kosten des Schwei-
zer Steuerzahlers zu nicht überprüfba-
ren Preisen und ohne Haftungsrisiko in 
der Schweiz verscherbeln. Alles geheim 
und ohne unternehmerisches Risiko. 
Dafür mit vollem Gesundheits- und Fi-
nanzrisiko für uns Schweizer.

Gehorcht  
und zahlt!
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Eigenverantwortung, Freiheit und 
Unternehmergeist sind wichtige Grund-
pfeiler unseres Landes und unseres 
Wohlstandes. Die JUSO‑Enteignungs-
initiative gefährdet dieses Erfolgsmodell 
im höchsten Masse.

Vermögenswerte ab 50 Millionen Fran-
ken sollen mit einer 50-Prozent-Erb-
schaftssteuer belegt werden. Mit ihrer 
Enteignungs-Initiative zielt die JUSO 
vor allem auf Familienunternehmen. 
Viele müssten bei einer Nachfolgerege-
lung Teile ihrer Firma verkaufen oder 

Die JUSO‑Enteignungsinitiative mit ihrer 50-Prozent-Erbschaftssteuer ist einmal mehr ein Angriff auf  
Familie, Freiheit und Unternehmertum. Sie bedroht Arbeitsplätze, zerstört Familienbetriebe und belastet 
den Mittelstand massiv.

NEIN zum Totalangriff 
auf den Mittelstand

Von Esther Friedli,  
Ständerätin,  
Ebnat-Kappel (SG)

das Geschäft aufgeben, um die hohe 
Steuerlast zu stemmen. Damit würden 
Arbeitsplätze bedroht, Unternehmen 
könnten nicht in den Familien gehalten 
werden oder wandern ins Ausland ab. 

Bereits jetzt verlegen betroffene Eigentü-
mer ihre Wohnsitze ins Ausland, um die 
Unternehmen in der Familie halten zu 
können. Das hat mit der Rückwirkungs-
klausel zu tun, welche die JUSO in ihre 
Initiative versteckt hat. 

Diese linksextreme Initiative vertreibt 
Unternehmer und gute Steuerzah-
ler. Der Bundesrat rechnet mit bis zu  
3,7 Milliarden Franken Steuerausfälle 
jährlich. Diese Lücke müsste über neue 
Steuern beim Mittelstand und Gewerbe 
gestopft werden. 

Mit dieser Initiative würden alle verlie-
ren: Der Wirtschaftsstandort Schweiz 

würde massiv geschwächt. Wer inves-
tiert hier, wenn nach Jahrzehnten harter 
Arbeit der Staat die Hälfte des Erbes ab-
knöpft? Tatkräftige Gründerinnen und 
Gründer müssen ins Ausland, damit sie 
ihre Ideen verwirklichen können. Das 
wollen wir nicht. 

Diese Initiative ist ein ideologischer 
Frontalangriff auf Freiheit und Eigen-
tum – auf denjenigen Teil der Gesell-
schaft, der Verantwortung übernimmt, 
Arbeitsplätze schafft und unsere soziale 
Sicherheit finanzieren hilft.

Links-radikale
JUSO-Initiative

Darum braucht es  
am 23. November  

ein deutliches NEIN  
zur linksextremen 

 Enteignungsinitiative



Das darf nicht passieren!
Jetzt mitmachen gegen  
Enteignungen auf 
www.juso-nein.ch

Die Juso-Initiative gefährdet unsere Zukunft!

So sind die Juso: Nichts arbeiten,  
dafür die Fleissigen enteignen!

Und was wollen die Linken mit unseren KMUs machen?

Fakten zur Juso-Enteignungs-Initiative:

Damit die Linken weiterhin Geld für unsinnige 
Klima-Projekte aus dem Fenster werfen können, 
wollen sie unsere KMUs zerstören. So will die Juso-
Initiative die Erben von Familienunternehmen mit 
einer nationalen Erbschaftssteuer von 50 % (!) auf 
Nachlässe von über 50 Millionen Franken enteignen.

Die Folge: Um diese exorbitanten Steuerbeträge 
zu begleichen, müssten Familienunternehmen 
ihre Firmen verkaufen oder liquidieren, denn die 

Familien unternehmen haben ihr Geld nicht bar 
unter der Matratze, sondern in ihren Unterneh-
men, in Maschinen, Gebäuden usw. investiert. 

Damit sind über 50 %, also mehr als jeder zweite 
Arbeitsplatz in unserem Land, in Gefahr. 

Und warum das alles? Weil Juso und SP für ihre 
linksextremen Ideen lieber das Geld der anderen 
ausgeben, anstatt selber zu arbeiten.

Schon gewusst?Schon gewusst?
Familienunternehmen gibt es in der Schweiz. 

Männer und Frauen beschäftigen unsere Familienbetriebe und geben 
ihnen damit Arbeit, Lohn und Auskommen für sich und ihre Familien.

aller Betriebe in der Schweiz sind von Familien geführt. Sie sind damit 
das Rückgrat unserer aller Existenz.

aller Arbeiter, Angestellten und Lernenden sind damit in einem  
Familien betrieb tätig.

des Schweizer Wohlstandes wird von Familienunternehmen  
erwirtschaftet.

300’000
3’200’000

90 %
ca. 60 %

2/3
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Nicola Tinner, Geschäftsführer
Alexander Segert, Agenturinhaber
8450 Andelfingen/ ZH, Tel. 043 499 24 00
info@goal.ch, www.goal.ch

Wer einen Feldzug beginnen will, muss genau wissen, worauf er sich einlässt: 
Was ist mein Ziel? Was sind meine Stärken und Schwächen? Was macht mein  Gegner? 
Was kann an «Unvorhersehbarem» passieren? Nur wer seine Hausaufgaben gemacht hat, 
wird  erfolgreiche Kampagnen führen können! 

Wir helfen Ihnen dabei …

Kampagne
<lat.> campus (Feld, Feldzug)

AG für Werbung und Public Relations
Wir wollen Ihren Erfolg

Wir freuen uns auf Sie!

NEIN ZUR VOLKSINITIATIVE «FÜR EINE ENGAGIERTE SCHWEIZ»Jetzt Mitglied werden 
unter svp.ch/mitglied

Am 26. Oktober 2023 wurde die Volks-
initiative «Für eine engagierte Schweiz 
(Service-Citoyen-Initiative)» eingereicht. 
Die Initiative sieht vor, dass jede Person 
mit Schweizer Bürgerrecht einen «Dienst 
zugunsten der Allgemeinheit und der 

Die sogenannte Service-Citoyen-Initiative schadet unserem Land. Bei der aktuellen Gefahrenlage braucht 
unser Land kein romantisches Geschwurbel, sondern eine starke, verteidigungsfähige Armee.

Wir brauchen keine Experimente, 
sondern eine starke Armee!

Umwelt» leistet. Dieser Dienst soll über 
die EO-Regelung vergütet werden.

Das mag gut gemeint sein. Aber diese In-
itiative ist nicht praxistauglich. Zudem 
ist sie schädlich für unser Land, denn 
sie würde unsere Armee schwächen und 
damit die Sicherheit der Schweizer Be-
völkerung gefährden. Denn die Initiati-
ve will die bewährte Wehrpflicht durch 
einen diffusen Bürgerdienst ersetzen, der 
die militärische Verteidigungsfähigkeit 
verwässert. Sicherheit ist keine freiwillige 
Aufgabe für alle, sondern der Kernauftrag 

der Armee und unseres neutralen Staates 
Schweiz.

In einer Zeit wachsender internationaler 
Spannungen brauchen wir keine Expe-
rimente, sondern eine starke, einsatz-
bereite Armee. Statt neue Bürokratie zu 
schaffen, müssen wir die Armee stärken 
und konsequent den Zivildienst zurück-
binden, der schon heute zu viele vom Mi-
litärdienst fernhält. Deshalb lehne ich 
die Volksinitiative «Für eine engagierte 
Schweiz (Service-Citoyen-Initiative)» 
klar ab!

Von Walter Gartmann, 
Nationalrat, 
Mels (SG)
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